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Stellenbesetzung beim Bundeskriminalamt 
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Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Zu Frage 1: Das Kriminalpolizeiamt für die Britische Zone in 
Hamburg (Kriminalpolizeiamt) ist eine im Jahre 1 946 auf Befehl des 
Britischen Hohen Kommissars eingerichtete zonale Behörde. Auf sie 
findet die Bestimmung des Artikel 130 GG Anwendung. Durch 
§ 2 der Ersten Verordnung zur Abwicklung von zonalen Ein- 
richtungen vom 9. Juni 1950 O^GBl. Seite 218) ist das Kriminal- 
polizeiamt unter Übernahme der Aufwendungen auf den Bund mit 
der Fortführung seiner bisherigen Aufgaben nach näherer Weisung 
des Bundesministers des Innern vorläufig beauftragt worden. Seitdem 
hat das Kriminalpolizei amt im Rahmen der ihm zur Verfügung 
stehenden Mittel die Aufgaben des Bundeskriminalamtes wahr- 
genommen. 

Weiter hat die Bundesregierung auf Grund des Artikel 130 Absatz 1 
Satz 2 GG im September 1951 beschlossen, das Kriminalpolizeiamt 
in die Verwaltung des Bundes zu überführen und in das Bundes- 
kriminalamt einzugliedern. In seiner 69. Sitzung am 5. Oktober 1951 
hat der Bundes rat dem zugestimmt (Sitzungsbericht Seite 670). Die 
Veröffentlichung der Verordnung steht unmittelbar bevor. 

Die Rechtspflicht zur Übernahme der Beamten des bisherigen Kriminal- 
polizeiamtes beruht auf Kapitel V (§ 22) des Gesetzes zur Änderung 
von Vorschriften auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten-, des 
Besoldungs- und des Versorgungsrechts vom 30. Juni 1933 in der 
Bundesfassung (BGBl. 1951 Teil I Seite 87, 97). 

Die Übernahme eines Teils der beim Kriminalpolizeiamt zur Zeit 
beschäftigten Angestellten und Arbeiter findet ihre rechtliche Grund- 
lage in der Bestimmung des § 30 des genannten Kapitel V und ent- 
spricht der Billigkeit. 

Bei der Auswahl der beim Bundeskriminalamt neu einzustellenden 
Bediensteten wird die Vorschrift des Artikel 36 GG beachtet werden. 
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